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72. Verordnung der Landesregierung vom 16. September 1997 über den Schutz von Nutztieren zum Zeit-
punkt der Schlachtung oder Tötung

73. Verordnung der Landesregierung vom 16. September 1997, mit der die Verordnung über die Geschäfts-
ordnung der Tiroler Landesregierung geändert wird

74. Kundmachung der Landesregierung vom 16. September 1997 über die Genehmigung einer Änderung der
Gemeindegrenze zwischen der Marktgemeinde St. Johann in Tirol und der Gemeinde Kirchdorf in Tirol

72. Verordnung der Landesregierung vom 16. September 1997 über
den Schutz von Nutztieren zum Zeitpunkt der Schlachtung oder
Tötung

Auf Grund des § 7 Abs. 5 des Tiroler Tier-
schutzgesetzes, LGBl. Nr. 57/1997, wird ver-
ordnet:

§ 1
Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für die Schlach-
tung und Tötung von Nutztieren.

(2) Beim Verbringen, Unterbringen, Ruhig-
stellen, Betäuben, Schlachten und Töten von
Nutztieren müssen diese von vermeidbaren
Aufregungen, Schmerzen und Leiden ver-
schont bleiben.

(3) Diese Verordnung gilt nicht für die Tö-
tung von Tieren im Rahmen der weidgerechten
Ausübung der Jagd und der Fischerei.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Nutztiere sind Tiere, die zur Gewinnung
von Fleisch, Häuten oder sonstigen Erzeugnis-
sen gezüchtet oder gehalten werden.

(2) Unter
a) Verbringen ist das Entladen von Tieren und

deren Beförderung von den Entladerampen,
Ställen und Buchten der Schlachtbetriebe zu
den Schlachthallen oder Schlachtplätzen,

b) Unterbringen ist das Halten von Tieren in
den von Schlachtbetrieben genutzten Ställen,
Buchten, überdachten Standplätzen oder Aus-
läufen, um ihnen gegebenenfalls vor der Schlach-
tung die erforderliche Pflege (Tränken, Füttern,
Ruhen) zukommen zu lassen,

c) Ruhigstellen ist die Anwendung eines Ver-
fahrens zur Einschränkung der Bewegungs-
fähigkeit, damit die Tiere wirksam betäubt oder
getötet werden können,

d) Betäuben ist jedes Verfahren, dessen An-
wendung die Tiere schnell in eine bis zum Ein-
tritt des Todes anhaltende Empfindungs- und
Wahrnehmungslosigkeit versetzt,

e) Töten ist jedes Verfahren, das den Tod
eines Tieres herbeiführt, und 

f) Schlachten ist das Herbeiführen des Todes
eines Tieres durch Entbluten und nachfolgen-
des Ausweiden zum Zweck der Fleischgewin-
nung
zu verstehen.

(3) Das Verbringen, Unterbringen, Ruhig-
stellen, Betäuben, Schlachten und Töten von
Tieren darf nur von Personen vorgenommen
werden, die über ausreichende Kenntnisse und
Fähigkeiten verfügen, um diese Tätigkeiten
entsprechend den Anforderungen des Tier-
schutzes auszuführen.

§ 3
Betäubungspflicht

Wer ein Tier schlachtet, muß vor dem Blut-
entzug eine vollkommene allgemeine Betäu-
bung vornehmen. Die Betäubung hat möglichst
unverzüglich zu wirken. Eine Betäubung kann
entfallen, wenn dies

a) aus veterinärmedizinischen Gründen,
b) zu Versuchszwecken im Sinne des Tier-

versuchsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 501/1989,
oder

c) im Falle einer Notschlachtung
notwendig ist.

§ 4
Ausladen und Treiben der Tiere

(1) Die in Schlachtbetriebe gelieferten Tiere
müssen unverzüglich und mit aller Sorgfalt aus-
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geladen und getrieben werden. Bereits vor der
Ausladung müssen die Tiere vor Witterungs-
einflüssen geschützt und muß für ausreichende
Belüftung gesorgt werden.

(2) Zum Ausladen der Tiere müssen geeig-
nete Vorrichtungen wie Brücken, Rampen,
Hebebühnen oder Laufplanken verwendet wer-
den, deren Fußboden ausreichend Halt ge-
währleisten muß. Brücken, Rampen und Lauf-
planken sind mit Schutzvorrichtungen zu ver-
sehen, damit die Tiere nicht stürzen, und so ein-
zurichten, daß sie ein Minimum an Steigung
aufweisen.

(3) Die Tiere dürfen nicht beim Kopf, den
Hörnern, Ohren, Beinen oder beim Schweif und
Fell hochgehoben werden, wenn ihnen dadurch
Schmerzen, Leiden oder Schäden zugefügt
werden. Wenn erforderlich, sind Tiere einzeln
zu führen. Korridore müssen so ausgeführt sein,
daß sich die Tiere nicht verletzen können.

(4) Beim Treiben der Tiere muß der Herden-
trieb ausgenützt werden. Der Einsatz von Gerä-
ten zur Führung der Tiere darf nur zu deren Len-
kung und nur für kurze Zeitspannen eingesetzt
werden. Die Tiere dürfen weder auf sensible
Körperteile geschlagen noch darf an sensiblen
Körperteilen Druck angewendet werden. Es
dürfen ihnen keine Hiebe und Fußtritte versetzt
werden. Elektroschocks dürfen nur bei bewe-
gungsverweigernden Rindern und Schweinen
angesetzt werden, vorausgesetzt, daß die
Schocks nicht mehr als zwei Sekunden dauern,
genügend lange ausgesetzt werden und die
Tiere Raum haben, sich zu bewegen. Derartige
Schocks dürfen nur am Hinterviertelmuskel an-
gewendet werden.

(5) Tierschwänze dürfen nicht gequetscht,
gekrümmt oder gebrochen werden. Den Tieren
darf nicht in die Augen gegriffen werden.

(6) Behältnisse, in denen Tiere befördert wer-
den, müssen mit aller Sorgfalt transportiert wer-
den. Sie dürfen nicht geworfen, fallengelassen
oder umgestoßen werden und sind so zu halten,
daß die darin befindlichen Tiere auf dem Bo-
den des Behältnisses stehen. Sollte der Boden
der Behältnisse elastisch oder perforiert sein, ist
bei der Ausladung besondere Sorgfalt anzu-
wenden, damit die Extremitäten der Tiere nicht
verletzt werden. Erforderlichenfalls sind die
Tiere einzeln auszuladen.

§ 5
Allgemeine tierschutzgemäße Ausstattung

von Schlachtbetrieben
(1) Ein Schlachtbetrieb ist eine Einrichtung

oder eine Anlage zur gewerbsmäßigen Schlach-

tung von Tieren, einschließlich der Anlagen für
das Verbringen und Unterbringen dieser Tiere.

(2) Die Errichtung eines Schlachtbetriebes
und dessen wesentliche Änderung sind der
Behörde schriftlich anzuzeigen. In der Anzeige
sind auch der Standort und die Art der zu
schlachtenden Tiere anzugeben.

(3) Schlachtbetriebe müssen von ihren Bau-
merkmalen, ihren Anlagen und Ausrüstungen
sowie ihrem Betrieb her so ausgelegt sein, 
daß die Tiere von vermeidbaren Aufregungen,
Schmerzen und Leiden verschont bleiben.

(4) Geräte, Vorrichtungen zur Ruhigstellung,
Ausrüstungen und Anlagen für die Betäubung
oder Tötung der Tiere sind so zu planen, zu bau-
en, instandzuhalten und zu verwenden, daß eine
rasche und wirksame Betäubung und Tötung
gewährleistet ist. Für Notfälle ist eine Ersatz-
ausrüstung am Schlachtplatz zu verwahren.

(5) Schlachtbetriebe haben über die erfor-
derlichen Stallungen und Ausläufe zu verfügen.
Der Boden von Grundflächen, auf denen die zur
Schlachtung bestimmten Tiere abgeladen,
transportiert oder vorübergehend untergebracht
werden, muß trittsicher sein; er muß gereinigt,
desinfiziert und gänzlich getrocknet werden
können.

§ 6
Unterbringung und Versorgung im

Schlachtbetrieb
(1) Die Tiere dürfen nur zum Schlachtplatz

gebracht werden, wenn sie unverzüglich ge-
schlachtet werden. Werden sie nicht sofort nach
der Ankunft im Betrieb geschlachtet, so sind sie
angemessen unterzubringen.

(2) Tiere, die über zwölf Stunden in Schlacht-
betrieben verbringen müssen, müssen so ge-
halten und wenn erforderlich angebunden wer-
den, daß sie sich leicht niederlegen können.

(3) Tiere, die auf Grund ihrer Gattung, ihres
Geschlechts, Alters oder ihrer Herkunft einan-
der feindlich gesinnt sind, müssen getrennt ge-
halten und untergebracht werden.

(4) Tiere, die in Behältnissen transportiert
werden, müssen sobald wie möglich geschlach-
tet werden, andernfalls müssen sie gemäß den
Bestimmungen des Abs. 6 entsprechend ge-
tränkt und gefüttert werden.

(5) Die Tiere sind vor witterungsbedingten
Einflüssen zu schützen. Wenn Tiere zu hohen
Temperaturen ausgesetzt waren, ist mit geeig-
neten Mitteln für Abkühlung zu sorgen.

(6) Tiere, die nicht direkt nach ihrer Ankunft
an die Schlachtplätze geführt werden, sind über
geeignete Vorrichtungen jederzeit mit Trink-
wasser zu versorgen. Tiere, die nicht binnen
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zwölf Stunden nach ihrer Anlieferung ge-
schlachtet wurden, sind zu füttern und dann in
angemessenen Abständen weiter mäßig mit
Futter zu versorgen; werden die Tiere nicht an-
gebunden, so sind Freßplätze vorzusehen, die
ein ungestörtes Fressen ermöglichen.

(7) Das Allgemeinbefinden und der Gesund-
heitszustand der Tiere ist zumindest jeden Mor-
gen und Abend zu kontrollieren.

(8) Kranke, schwache, verletzte und noch
nicht entwöhnte Tiere müssen sofort geschlach-
tet werden, wenn das nicht möglich ist, sind sie
zu separieren und sobald wie möglich zu
schlachten. Laufunfähige Tiere sind dort zu
töten oder zu schlachten, wo sie liegen geblie-
ben sind, oder sind, wenn möglich und damit
keine unnötigen Leiden verursacht werden, mit
einer geeigneten Transportvorrichtung zum
Schlachtplatz zu verbringen.

§ 7
Stallungen und Ausläufe

(1) Die Stallungen der Schlachtbetriebe müs-
sen über

1. möglichst trittsichere Böden, an denen
sich die Tiere bei Berührung nicht verletzen
können;

2. ein angemessenes Lüftungssystem, das
voraussehbaren Temperatur- und Luftfeuchtig-
keitsschwankungen Rechnung trägt; ist eine
automatische Lüftung erforderlich, so ist für
Störfälle ein betriebsbereites Hilfsaggregat vor-
zusehen;

3. eine ausreichende Beleuchtung, damit die
Inspektion aller Tiere jederzeit möglich ist; er-
forderlichenfalls muß eine angemessene künst-
liche Ersatzbeleuchtung vorhanden sein;

4. Anbinde- und Tränkevorrichtungen;
5. falls nötig, über ausreichende Mengen ge-

eigneter Einstreu für alle Tiere, die über Nacht
in der Stallung verbleiben,
verfügen.

(2) Verfügen Schlachtbetriebe über Aus-
läufe, so muß gewährleistet sein, daß sich die
Tiere vor widrigen Witterungseinflüssen schüt-
zen können.

(3) Während der Fütterung und während der
Kontrolle müssen die Ställe angemessen be-
leuchtet werden. Erforderlichenfalls ist eine an-
gemessene künstliche Zusatzbeleuchtung vor-
zusehen.

§ 8
Betäubungsverfahren

(1) Das Betäubungsverfahren muß gewähr-
leisten, daß das Tier schnell in eine bis zum Ein-
tritt des Todes anhaltende Empfindungs- und

Wahrnehmungslosigkeit versetzt wird. Vor je-
der Betäubung sind die entsprechenden Geräte
und Einrichtungen auf ihre Funktionstüchtig-
keit und das Fehlen von Mängeln zu überprü-
fen.

(2) Das Betäuben der Tiere hat durch Bolzen-
schuß, pneumatische Schußapparate, Stumpfen
Schuß-Schlag, Elektronarkose oder Kohlendi-
oxid zu erfolgen. Dabei sind folgende Verfah-
ren einzuhalten bzw. zu beachten:

1. Bolzenschuß:
a) Bei der Betäubung durch Bolzenschuß

sind die Geräte so anzusetzen, daß das Projek-
til die Gehirnrinde mit Sicherheit durchschlägt,
insbesondere ist es untersagt, Rindern in den
Hinterkopf zu schießen.

b) Bei Schafen und Ziegen darf der Schuß
nur dann am Hinterkopf angesetzt werden,
wenn das Ansetzen des Schußapparates am Vor-
derkopf wegen der Hörner unmöglich ist. In
diesen Fällen ist der Schuß direkt hinter der
Hörnerbasis zum Maul hin anzusetzen. Mit dem
Blutentzug muß binnen fünfzehn Sekunden
nach dem Schuß begonnen werden.

c) Bei Verwendung eines Bolzenapparates
hat die ausführende Person nachzuprüfen, daß
der Bolzen nach jedem Schuß wieder vollstän-
dig in den Schaft einfährt. Ist dies nicht der Fall,
so darf der Apparat erst nach entsprechender
Reparatur wieder verwendet werden.

d) Die Tiere dürfen erst dann in die Betäu-
bungsboxen geführt werden, wenn der Betäu-
ber zur sofortigen Betäubung des in der Box
anstehenden Tieres bereitsteht. Das Ruhigstel-
len des Kopfes darf erst erfolgen, wenn der
Schlächter zum Vollzug der Betäubung bereit-
steht.

2. Stumpfer Schuß-Schlag:
a) Die Betäubung durch einen Stumpfen

Schuß-Schlag darf nur mit mechanischen Gerä-
ten durchgeführt werden, die einen Schlag auf
das Stirnbein versetzen. Die ausführende Per-
son hat sicherzustellen, daß Schußposition und
Ladungsstärke der Kartusche den Hersteller-
spezifikationen entsprechen und eine wirksame
Betäubung ohne Stirnbeinfraktur herbeiführen.

b) Wird jedoch die Betäubung einer kleinen
Anzahl von Kaninchen durch einen nicht mit
mechanischen Geräten ausgeführten Schlag auf
das Stirnbein vorgenommen, so ist dies so vor-
zunehmen, daß die Tiere unmittelbar und bis zu
ihrem Tod in einen Zustand der Empfindungs-
und Wahrnehmungslosigkeit versetzt werden.

3. Elektronarkose:
a) Die Elektroden sind so am Kopf anzuset-

zen, daß der Strom durch das Gehirn fließen
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kann. Außerdem sind Vorkehrungen zu treffen,
die einen guten Stromkontakt gewährleisten,
insbesondere ist überschüssige Wolle zu ent-
fernen oder die Haut zu befeuchten.

b) Werden die Tiere einzeln betäubt, so muß
der Elektroschockapparat mit einem Gerät zur
Impedanzmessung ausgestattet sein, damit der
Elektroschockapparat nicht betätigt werden
kann, wenn der erforderliche Mindeststrom-
durchfluß nicht gewährleistet ist. Ferner muß
der Apparat mit einer akustischen oder opti-
schen Signaleinrichtung ausgestattet sein, die
die Dauer der Stromeinwirkung anzeigt und an
einen Spannungs- und Strommesser im Sicht-
feld der ausführenden Person angeschlossen ist.

c) Wird die Betäubung von Geflügel in mit
Wasser gefüllten Betäubungswannen vorge-
nommen, so muß der Wasserstand regulierbar
sein, damit ein guter Kontakt mit dem Kopf des
Tieres gewährleistet ist. Der Anwender muß ge-
währleisten, daß die eingesetzte Stromstärke
und Dauer der Stromeinwirkung ausreichen,
um das Tier unmittelbar und bis zu seinem Tod
in einen Zustand der Empfindungs- und Wahr-
nehmungslosigkeit zu versetzen.

d) Wird Geflügel gruppenweise im Wasser-
bad betäubt, so ist eine ausreichende Spannung
zur Erzeugung einer wirksamen Stromstärke
beizubehalten, damit die Betäubung jedes Tie-
res gewährleistet ist.

e) Für einen guten Durchfluß des Stroms und
insbesondere einen guten Kontakt sowie die
Befeuchtung dieses Kontakts zwischen den
Füßen und den Aufhängehaken sind geeignete
Vorkehrungen zu treffen.

f) Die Wasserbecken zum Betäuben von Ge-
flügel müssen von der Größe und von der Tie-
fe her ausreichend sein und dürfen beim Ein-
tauchen der Tiere nicht überlaufen. Die ins Was-
ser eingelassene Elektrode muß über die ge-
samte Länge des Wasserbeckens laufen.

g) Erforderlichenfalls muß manuelles Ein-
greifen möglich sein.

4. Kohlendioxid:
a) Beim Betäuben mit Kohlendioxid muß die

zum Betäuben eingesetzte Kohlendioxidkon-
zentration mindestens 80 Volumsprozent betra-
gen.

b) Die Kammer, in der Schweine dem Gas
ausgesetzt werden, sowie das Transportband
zur Beförderung der Schweine durch die Kam-
mer sind so zu konzipieren, zu bauen und in-
standzuhalten, daß Verletzungen und Brust-
korbkompressionen vermieden werden und die
Tiere aufrecht stehen können, bis sie das Be-
wußtsein verlieren. Beförderungsvorrichtung

und Kammer müssen angemessen beleuchtet
sein, damit die Tiere ihre Artgenossen und ihre
Umgebung sehen können.

c) Die Kammer muß mit Geräten zur Mes-
sung der Gaskonzentration am Hauptexpositi-
onspunkt ausgestattet sein. Diese Geräte müs-
sen ein deutliches visuelles und akustisches
Warnsignal abgeben, wenn die Kohlendioxid-
konzentration unter das vorgeschriebene Ni-
veau fällt.

d) Schweine sind in Buchten oder Containern
so unterzubringen, daß sie sich gegenseitig se-
hen können, und binnen 30 Sekunden nach dem
Einschleusen in die Anlage in die Kammer zu
befördern, in der sie dem Gas ausgesetzt wer-
den. Sie sind so rasch wie möglich zum Haupt-
expositionspunkt zu befördern und dem Gas so
lange auszusetzen, daß sie bis zu ihrem Tod
empfindungs- und wahrnehmungslos bleiben.

§ 9
Besondere Vorschriften 

bei der Betäubung
(1) Die Betäubung darf nicht vorgenommen

werden, wenn das Entbluten der Tiere nicht un-
mittelbar danach möglich ist.

(2) Die Hinterbeine der Rinder dürfen vor der
Betäubung weder zusammengebunden noch
aufgehängt werden. Geflügel und Hasen dürfen
nur dann zum Schlachten aufgehängt werden,
wenn die Betäubung unmittelbar nach dem Auf-
hängen stattfindet.

(3) Tiere, die durch mechanische oder elek-
trische Betäubungsgeräte am Kopf betäubt wer-
den, sind in eine solche Lage zu bringen, daß
das Gerät problemlos exakt und so lange wie
nötig angesetzt und bedient werden kann. Elek-
trische Betäubungsgeräte dürfen nicht dazu
verwendet werden, die Tiere zu bändigen, ru-
higzustellen oder zu veranlassen, sich zu be-
wegen.

(4) Bei der Anwendung von Betäubungs-
verfahren, die nicht sofort zum Tod führen 
(z. B. Bolzenschuß), ist die Tötung noch im
Zeitpunkt der Empfindungs- und Wahrneh-
mungsunfähigkeit durchzuführen.

§ 10
Entbluten von Tieren

(1) Bei betäubten Tieren ist so bald wie mög-
lich nach dem Betäuben mit dem Entbluten zu
beginnen. Es ist dafür zu sorgen, daß rasch eine
starke Blutung eintritt, die zum vollständigen
Entbluten führt. Auf jeden Fall muß das Ent-
bluten erfolgen, solange das Tier noch empfin-
dungs- und wahrnehmungsunfähig ist.
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(2) Bei allen betäubten Tieren wird das Ent-
bluten durch Anstechen mindestens einer der
beiden Halsschlagadern (Arteria carotis) bzw.
der entsprechenden Hauptblutgefäße eingeleitet.
Nach Durchführung der Entblutungsstiche dür-
fen keine weitere Zurichtung oder Stromstöße
erfolgen, bis das Entbluten abgeschlossen ist.

(3) Die für das Betäuben, Anbinden, Hoch-
winden und Entbluten von Tieren zuständige
Person hat die betreffenden Arbeitsgänge erst
an ein und demselben Tier vorzunehmen, bevor
sie diese an einem anderen Tier beginnt.

(4) Wird Geflügel durch Halsschnittautoma-
ten entblutet, so muß manuell eingegriffen wer-
den können, damit die Tiere bei Versagen der
Automatik sofort geschlachtet werden können.

§ 11
Tötung

(1) Die Tötung von Tieren ist durch
1. Pistolen- oder Gewehrschuß oder
2. elektrischen Strom oder
3. Kohlendioxid oder
4. Entblutungsstich nach vorangegangener

Betäubung oder
5. Druckluft im Fall der Nottötung

vorzunehmen, sofern in den folgenden Bestim-
mungen nichts anderes festgelegt wird.

(2) Die Tötung der Tiere durch elektrischen
Strom und Kohlendioxid ist nur bei Schweinen,
Ziegen, Hühnern, Enten, Gänsen und Puten und
überdies nur dann zulässig, wenn bei der Tötung
durch elektrischen Strom die Elektroden an
Kopf und Herz angesetzt werden, wobei der
Strompegel mindestens so einzustellen ist, daß
sofortige Empfindungs- und Wahrnehmungs-
losigkeit ausgelöst und Herzstillstand herbeige-
führt wird.

(3) Beim Töten der Tiere durch Kohlendi-
oxid muß die Kammer, in der die Tiere dem Gas
ausgesetzt werden, so konzipiert, gebaut und
instandgehalten werden, daß Verletzungen der
Tiere vermieden werden und ihre Überwachung
möglich ist. Die Tiere dürfen erst in die Kam-

mer gebracht werden, wenn durch Kohlendi-
oxidzufuhr aus einer Quelle von 100%igem
Kohlendioxid die größtmögliche Kohlendi-
oxidkonzentration erreicht ist und das Inhalie-
ren des Gases zunächst tiefe allgemeine Betäu-
bung und in der Folge den sicheren Tod her-
beiführt. Die Tiere müssen so lange in der Kam-
mer verbleiben, bis der Tod eingetreten ist.

(4) Das Abtrennen des Kopfes und der Ge-
nickbruch sind für das Töten von Geflügel
zulässig. Küken und Embryonen in Brutrück-
ständen sind mittels eines Apparates, der mit
schnell rotierend mechanisch angetriebenen
Messern oder Schaumstoffnoppen ausgestattet
ist, zu töten, wobei die Maschinenleistung aus-
reichen muß, um auch eine große Zahl von Tie-
ren unverzüglich zu töten. Zulässig ist auch die
Kohlendioxidexposition.

(5) Das Töten durch Genickschlag ist nur bei
Hasen und Kaninchen erlaubt. Der Genickstich
ist verboten. Fische sind durch Kopfschlag oder
elektrisch zu töten.

(6) Krustentiere und Schnecken sind durch
vollständiges Einwerfen in kochendes Wasser
zu töten.

(7) Mit dem Enthäuten, Rupfen, Brühen und
Zerteilen von Tieren darf erst begonnen wer-
den, wenn deren Tod eingetreten ist.

§ 12
Schlußbestimmung

(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober
1997 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die
Behandlung und das Töten von Tieren, LGBl.
Nr. 90/1983, außer Kraft.

(3) Diese Verordnung wurde unter Einhal-
tung der Bestimmungen der Richtlinie 83/189/
EWG des Rates über ein Informationsverfah-
ren auf dem Gebiet der Normen und techni-
schen Vorschriften in der Fassung der Richt-
linien 88/182/EWG und 94/10/EG der Euro-
päischen Kommission notifiziert (Notifika-
tionsnummer 97/216/A).

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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73. Verordnung der Landesregierung vom 16. September 1997, mit
der die Verordnung über die Geschäftsordnung der Tiroler Lan-
desregierung geändert wird

Auf Grund des Art. 51 der Tiroler Landes-
ordnung 1989, LGBl. Nr. 61/1988, und der
Art. 103 Abs. 2 erster Satz und 104 Abs. 2 vier-
ter Satz des Bundes-Verfassungsgesetzes wird
verordnet:

Artikel I
Die Verordnung über die Geschäftsordnung

der Tiroler Landesregierung, LGBl. Nr. 42/1994,
in der Fassung der Verordnungen LGBl. Nr. 56/
1995 und 22/1997 wird wie folgt geändert:

1. In der Aufzählung der dem Landeshaupt-
mann Dr. Wendelin Weingartner zur Besorgung
zugewiesenen Aufgaben werden

a) in der Z. 5 das Wort „Wirtschaftsförde-
rung“ aufgehoben und

b) in der Z. 6 die Wortfolge „Tourismusan-
gelegenheiten einschließlich der Abgaben und
Beiträge auf diesem Gebiet“ durch die Wort-
folge „Tourismusangelegenheiten einschließ-
lich der Abgaben und Beiträge sowie der För-
derung auf diesem Gebiet“ ersetzt.

2. In der Aufzählung der dem 1. Landes-
hauptmannstellvertreter Ferdinand Eberle zur
Besorgung zugewiesenen Aufgaben werden 

a) in der Z. 2 die Wortfolge „Höferecht;
Bodenreform; Almschutz;“ angefügt und

b) in der Z. 4 die Worte „Naturschutz“ und
„Bergwacht“ aufgehoben und hat

c) die Z. 3 wie folgt neu zu lauten:
„3. Angelegenheiten des Gewerbes und der

Industrie; Wirtschaftsförderung mit Ausnahme
der Förderung des Tourismus; Wettbewerbsan-
gelegenheiten; Vergabewesen; Preisangelegen-
heiten; Außenhandel; EU-Regionalpolitik;
Marktordnung; Accordino; Angelegenheiten
der Ziviltechniker und der Wirtschaftstreuhän-
der; Maschinenwesen;“

3. In der Aufzählung der dem 2. Landes-
hauptmannstellvertreter Herbert Prock zur Be-
sorgung zugewiesenen Aufgaben wird in der
Z. 1 die Wortfolge „Drogenangelegenheiten,
soweit sie nicht in die Zuständigkeit von Lan-
desrätin Dr. Zanon fallen;“ angefügt.

4. In der Aufzählung der dem Landesrat Fritz
Astl zur Besorgung zugewiesenen Aufgaben
wird in der Z. 4 die Wortfolge „Naturschutz;
Bergwacht“ angefügt.

5. Die Aufzählung der dem Landesrat Kon-
rad Streiter zur Besorgung zugewiesenen Auf-
gaben hat wie folgt zu lauten:

„1. Gemeindeangelegenheiten, Wirtschafts-
aufsicht über die Gemeinden und Gemeinde-
verbände einschließlich der Bezirkskranken-
häuser; Gemeindeabgaben; Feuerwehrwesen,
Feuerpolizei, Landesstelle für Brandverhü-
tung; Krankenhaus-Investitionsförderungs-
fonds; Schul- und Kindergartenbaufonds;
Wasserleitungsfonds;

2. überörtliche Raumordnung, soweit sie
nicht in die Zuständigkeit von Landeshaupt-
mann Dr. Weingartner fällt; gesamtösterrei-
chische, grenzüberschreitende und internatio-
nale Raumordnung; örtliche Raumordnung,
Baulandumlegung, Bodenbeschaffungsfonds;
Stadtkern- und Ortsbildschutzgesetz, Dorf-
erneuerung, Ortsbildpflege; Kuratorium Schö-
neres Tirol;

3. Grundverkehr; Vermessungswesen mit
Ausnahme der Vermessung auf land- und forst-
wirtschaftlichem Gebiet;

4. berufsbildende Pflichtschulen und Be-
rufsschülerheime mit Ausnahme jener auf land-
und forstwirtschaftlichem Gebiet; Personalan-
gelegenheiten der Lehrer an berufsbildenden
Pflichtschulen; Fachhochschulen; Haushal-
tungsschule St. Martin.“

6. In der Aufzählung der der Landesrätin
Dr. Elisabeth Zanon zur Besorgung zugewiese-
nen Aufgaben wird in der Z. 1 das Wort „Sucht-
giftangelegenheiten“ durch die Wortfolge
„krankenanstaltenbezogene Drogenangelegen-
heiten und Suchtpräventionsstelle des Landes
Tirol“ ersetzt.

Artikel II
Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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§ 1
Die Tiroler Landesregierung genehmigt

gemäß § 2 Abs. 1 der Tiroler Gemeindeordnung
1966, LGBl. Nr. 4, zuletzt geändert durch das
Gesetz LGBl. Nr. 98/1991, die übereinstim-
menden Beschlüsse des Gemeinderates der
Marktgemeinde St. Johann in Tirol vom 6. Mai
1997 und des Gemeinderates der Gemeinde
Kirchdorf in Tirol vom 2. Juni 1997, mit denen
folgende Änderung der Gemeindegrenze zwi-
schen der Marktgemeinde St. Johann in Tirol
und der Gemeinde Kirchdorf in Tirol vereinbart
wurde:

Der neue Grenzverlauf in einem Teilabschnitt
der Gemeindegrenze zwischen der Marktge-
meinde St. Johann in Tirol und der Gemeinde
Kirchdorf in Tirol wird ausgehend von dem in
der bisherigen Grenze gelegenen Grenzpunkt

6918T durch die geradlinige Verbindung der
Grenzpunkte 6919, 6920 und den in der bishe-
rigen Grenze gelegenen Grenzpunkt 107T ent-
sprechend der Vermessungsurkunde des Dipl.-
Ing. Bruno Bauer vom 4. Oktober 1996, GZl.
30809/96, gebildet.

§ 2
Eine vermögensrechtliche Auseinanderset-

zung zwischen der Marktgemeinde St. Johann
in Tirol und der Gemeinde Kirchdorf in Tirol
aus dieser Grenzänderung findet nicht statt.

§ 3
Die Kosten der Durchführung der vereinbar-

ten Grenzänderung trägt Dr. Helmuth Kaiser.
§ 4

Diese Grenzänderung tritt mit 1. Jänner 1998
in Wirksamkeit.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

74. Kundmachung derLandesregierung vom 16. September1997 über
die Genehmigung einer Änderung der Gemeindegrenze zwischen
der Marktgemeinde St. Johann in Tirol und der Gemeinde Kirch-
dorf in Tirol
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